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Die Antidiskriminierungsstelle 

des Bundes (ADS) bietet das 

Allgemeine 

Gleichbehandlungsgesetz in 

leichter Sprache und 

Gebärdensprache an. 

 

 

 

Dossier zum Thema Diskriminierung beim Zugang zu 

Diskotheken 
 

 

Möglicherweise haben auch Sie es schon 

beobachtet: Zwei junge Männer möchten eine 

Diskothek besuchen. Einem der beiden wird der 

Zutritt gewährt, dem anderen nicht. Der einzige 

Unterschied zwischen den beiden Männern ist 

die Hautfarbe. Junge Männer die der 

„Mehrheitsbevölkerung“ zugeschrieben werden, 

haben dieses Problem äußerst selten. Jedoch 

erleben junge Männer, die als ‚afrikanisch‘, ‚arabisch‘ oder ‚türkisch‘ kategorisiert 

werden, diese Form der Ausgrenzung recht regelmäßig, auch wenn sie sich angemessen 

verhalten haben.  

Im vorliegenden Dossier finden Sie Informationen zu  gesetzlichen Regelungen, die bei 

einer Diskriminierung zu Freizeiteinrichtungen Anwendung finden. 

 

Außerdem finden Sie Beispiele von Diskriminierungsfällen beim Zugang zu Clubs, die 

bereits vor Gericht verhandelt wurden, sowie weiterführende Materialien zum 

Sachverhalt. 

 

1. Gesetzliche Regelungen  

Besondere gesetzliche Regelungen zum Thema 

Diskriminierung finden sich im Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG). Informationen 

zum Rechtsschutz durch das AGG und den 

Möglichkeiten, eine Klage wegen 

Diskriminierung beim Zugang zu einer Diskothek 

zu erheben, werden im Dossier vorgestellt. 

Nicht jede Abweisung an der Diskotür stellt eine Diskriminierung dar, denn es gibt 

gesetzlich verankerte zulässige Abweisungsgründe aufgrund derer ein Club den Zugang 

verweigern kann. Darüber hinaus gibt die Gewerbeordnung Regeln für 

Clubbetreiber_innen vor, die diese zu berücksichtigen haben Hier wurden kürzlich 

Änderungen von Gaststättenverordnungen in Niedersachsen und Bremen vorgenommen, 

die auf Clubs Anwendung finden.  

Laut einer Umfrage der 

Antidiskriminierungsstelle des 

Bundes aus April 2015 hat fast jeder 

dritte befragte Mensch innerhalb der 

letzten zwei Jahre eine 

Diskriminierung erlebt.   
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1.1 Rechtsschutz durch das AGG  

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz entstand infolge von EU-

Antidiskriminierungsrichtlinien aus dem Jahr 2000. Diese verpflichteten Deutschland 

sowie die anderen EU-Mitgliedstaaten, die Antidiskriminierungsregelungen in nationales 

Recht aufzunehmen. In Deutschland geschah dies in Form des AGG. Seit Inkrafttreten 

des AGG in 2006 ist es Betroffenen möglich, eine Individualklage zu führen, wenn sie 

diskriminiert wurden.  

Das AGG verbietet Diskriminierungen beim Zugang zu Dienstleistungen, wie zum 

Beispiel dem Zugang zu einer Diskothek. Dabei setzt das AGG seinen Schwerpunkt vor 

allem auf Verträge, die viele Personen auf einmal betreffen (sogenannte 

„Massengeschäfte“). 

Die wichtigsten Regelungen im AGG, die sich auf den Zugang zu einer Diskothek 

anwenden lassen, finden sich in § 19 AGG, § 20 AGG und § 21 AGG. 

 

1.1.1      § 19 AGG  
 

Nach dem AGG würde eine Diskriminierung an der Diskotür dann vorliegen, wenn 

jemand wegen seiner_ihrer ethnischen Herkunft, aufgrund des Geschlechts, der Religion 

oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität nicht in 

die Diskothek eingelassen wurde. Dies nennt man eine ‚unmittelbare Diskriminierung‘. 

  

Häufig äußern Türsteher_innen jedoch ihre Gründe der Abweisung nicht oder 

verschleiern die wahren Gründe der Ablehnung.  

 
1.1.2    § 20 AGG  
 

Nach § 20 Abs. 1 des AGG ist das Benachteiligungsverbot eingeschränkt, wenn eine 

Ungleichbehandlung aufgrund der Religion, einer Behinderung, des Alters, der sexuellen 

Identität oder des Geschlechts im konkreten Fall gerechtfertigt ist.  

 

§ 20 Abs. 1 sagt aus, dass die ‚Vermeidung von Gefahren, die Verhütung von Schäden 

oder anderen Zwecken vergleichbarer Art, dem Bedürfnis nach Schutz der Intimsphäre 

oder der persönlichen Sicherheit Rechnung tragen oder besondere Vorteile gewähren und 

wenn ein Interesse an der Durchsetzung der Gleichbehandlung fehlt‘, legitime 

Ausnahmeregelungen sind.  

 

Eine Ungleichbehandlung aufgrund des äußerlichen Erscheinungsbildes oder der 

Herkunft ist dagegen immer verboten. 

 
1.1.3     § 21 AGG 
 

§ 21 AGG gibt die Möglichkeit eine Klagen wegen Diskriminierung vorzulegen, bei der 

die Unterlassung der Diskriminierung oder ein Schadensersatz eingeklagt wird.   
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Nach § 2 BGB  tritt die 

Volljährigkeit mit der 

Vollendung des 18. 

Lebensjahres ein. Außerdem 

stehen Minderjährige 

unter elterlicher Sorge (gem. 

§ 1626 

BGB) oder Vormundschaft 

(gem. § 1773 BGB). 

Mit der Unterlassung der Diskriminierung ist gemeint, dass die Diskothek zukünftig die 

klagende Person nicht mehr diskriminieren darf, sondern ihr den Zutritt gewähren muss, 

sofern die Person sich den Hausregeln entsprechend verhält. Beim Schadensersatz 

handelt es sich um eine Geldsumme, welche vom Gericht je nach Fall und Umständen 

festgesetzt wird.  

     
1.2 Zulässige Abweisungskriterien  
 

Es gibt zulässige Abweisungskriterien, wonach es Diskotheken erlaubt ist, ihre 

potenziellen Gäste nach bestimmten Kriterien oder Situationen auszuwählen. Erlaubte 

Abweisungskriterien sind vor allem die Minderjährigkeit, die Vermeidung einer Gefahr 

für die Allgemeinheit und die Inanspruchnahme des Hausrechts.   

Beim Vorliegen eines zulässigen Abweisungskriteriums spricht man dann nicht von einer 

Diskriminierung. 

 
1.2.1.    Minderjährigkeit 
 

Die Minderjährigkeit stellt ein zulässiges 

Abweisungskriterium beim Zugang zu 

Freizeiteinrichtungen (wie z.B. Diskotheken) dar. 

Das Jugendschutzgesetz bestimmt, dass Jugendliche 

unter 16 Jahren keinen Zutritt zu Diskotheken haben 

dürfen. Sind die Jugendlichen zwischen 16 und 18 

Jahren alt, dürfen sie sich bis 24 Uhr in einem Club 

aufhalten. Je nach Ort und Art der Veranstaltung 

können weitere Regelungen greifen. Wird eine Person 

also an einer Diskothek abgewiesen, weil sie nach dem 

Jugendschutzgesetz noch nicht zu solchen 

Veranstaltungen zugelassen ist, liegt keine Diskriminierung wegen des Alters vor. 

Vielmehr handelt die Diskothek in solchen Fällen nach den gesetzlichen Vorschriften. 

 
Minderjährige in Gaststätten oder Tanzveranstaltungen  
 

Jugendliche unter 16 Jahren dürfen eine Gaststätte, also auch eine Diskothek, nur in der 

Zeit bis 23 Uhr und in Begleitung einer erziehungsbeauftragten  Person betreten. 

Zwischen 23 Uhr und 5 Uhr dürfen Betreiber_innen keine Minderjährigen in eine 

Gaststätte einlassen.  

Auch Jugendliche zwischen 16 und 18 Jahren dürfen Gaststätten nur bis 24 Uhr betreten.  

Das Jugendschutzgesetz bestimmt außerdem, dass Kinder und Jugendliche unter 16 

Jahren nicht an öffentlichen Tanzveranstaltungen teilnehmen dürfen, während 

Jugendliche zwischen 16 und 18 Jahren ohne Begleitung einer_s Erziehungsberechtigten 

bis 24 Uhr an Tanzveranstaltungen teilnehmen dürfen. Ausnahmsweise kann es hierzu 

andere Regelungen geben, wenn es sich um Veranstaltungen handelt, die besonders für 

Jugendliche bestimmt sind.  

 

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/elterliche-sorge.html
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/vormundschaft.html
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Das allgemeine 

Persönlichkeitsrecht wurde 

durch das 

Bundesverfassungsgericht 

entwickelt. Das Recht wurde 

aus Art. 1 Abs. 1 GG in 

Verbindung mit Art. 2 Abs. 1 

GG abgeleitet und schützt die 

persönliche Lebenssphäre sowie 

das Recht auf sogenannte 

informationelle 

Selbstbestimmung. 

1.2.2 Vermeidung einer Gefahr für die Allgemeinheit 
 

Besteht die Möglichkeit, dass jemand eine Gefahr für die anderen Gäste darstellt, so ist 

die Sicherheit der anderen Gäste wichtiger als das Recht einer einzelnen Person, in die 

Diskothek eingelassen zu werden. Eine Gefahr kann von einer Person zum Beispiel 

ausgehen, wenn diese alkoholisiert ist oder aggressiv auftritt. In diesen Fällen steht es der 

Diskothek frei, dieser Person den Zutritt zu verweigern. Das gleiche gilt für Gäste, die im 

Besitz von Drogen sind oder unter deren Einfluss stehen. 

   

Ob ein Gast zu alkoholisiert ist, müssen jeweils die Türsteher_innen entscheiden. Dies 

(oder die angeblich unangemessene Kleidung) wird jedoch mitunter als Vorwand für eine 

unerlaubte Diskriminierung genutzt. Dabei wird der sachliche Grund nur vorgeschoben, 

um die Diskriminierung zu verschleiern.  

 
1.2.3 Hausrecht 
 

Diskotheken haben ein sogenanntes Hausrecht. 

Dies bedeutet, dass Eigentümer_innen oder 

Mieter_innen über ihre Wohn- oder 

Geschäftsräume (also auch  Diskotheken) 

weitestgehend bestimmen können. So haben 

Betreiber_innen einer Diskothek die Freiheit zu 

entscheiden wie die Diskothek thematisch 

ausgerichtet sein soll. Sprich: Sie können darüber 

entscheiden welche Musik gespielt wird, welche 

Veranstaltungen es in der Diskothek geben soll, 

welche Getränke serviert werden, wie die 

Atmosphäre sein soll und auch an welches 

Publikum sie ihre Veranstaltungen richten 

möchten. Das schließt das Recht ein, darüber zu 

bestimmen, wer das Haus oder die Geschäftsräume betreten darf.  Das Hausrecht beruht 

auf dem verfassungsrechtlichen Recht auf Unverletzlichkeit der Wohnung. Hierzu gehört 

auch, dass Betreiber_innen eines Clubs Hausregeln bestimmen können, an die sich Gäste 

halten müssen. Zu solchen Hausregeln können zum Beispiel „Dresscodes“  oder andere 

allgemeine Verhaltensregeln gehören. Bei Verletzung der Hausordnung steht es den 

Betreiber_innen frei, ein Hausverbot auszusprechen. Das Recht auf die Erteilung eines 

Hausverbots lässt sich aus dem sogenannten Allgemeinen Persönlichkeitsrecht nach Art.2 

Abs.1 Grundgesetz in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz und  dem Recht auf 

Eigentum aus Art. 14 Grundgesetz ableiten.  

Verletzt eine Person regelmäßig die Hausordnung, wenn sich z.B. der Gast aggressiv 

verhält oder betrunken ist, kann ein Hausverbot ausgesprochen werden. In solch einem 

Falle liegt keine Diskriminierung vor. 
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Im Zuge der 

Föderalismusreform 2006 

wurde den Bundesländern die 

ausschließliche 

Gesetzgebungskompetenz für 

das Gaststättenrecht 

übertragen. Das geltende 

Gaststättengesetz des Bundes 

behält seine Gültigkeit, soweit 

die Länder nicht durch Erlass 

eigene Gaststättengesetze 

verabschieden. 

1.3 Vorgaben für Betreiber_innen von Diskotheken 

Betreiber_innen von Diskotheken haben nicht nur das AGG zu beachten. Eine 

diskriminierende Abweisung an der Diskotür darf auch nicht gegen die Regelungen im 

Gaststättengesetz und der Gewerbeordnung verstoßen.  

 
Verstöße gegen das Gaststätten- und Gewerbeordnungsgesetz 

 

Ein diskriminierendes Verhalten durch Gaststätten- oder Gewerbebetreibende könnte 

dazu führen, dass Betreiber_innen die Erlaubnis zum Führen einer Gaststätte oder eines 

Gewerbes entzogen werden kann. In § 4 Abs. 1 Nr. 1 des Gaststättengesetzes spricht man 

von einem ‚unzulässigen Verhalten‘. Ein unzuverlässiges Verhalten kann angenommen 

werden, wenn Betreiber_innen Minderjährige in Gaststätten einlassen, sich nicht an 

Gesundheitsvorschriften halten oder gegen Lärmschutzverordnungen verstoßen. So 

könnte auch eine Diskriminierung von Gästen durch die Gaststättenbetreiber_innen zur 

Feststellung der Unzuverlässigkeit führen. 

 

Die Gewerbeordnung verlangt nach § 35 ebenso eine ‚ordnungsgemäße‘ Betreibung eines 

Gewerbes, die dann nicht gegeben ist, wenn der_die Gewerbetreibende gegen Gesetze 

verstößt. 

 
1.4. Änderung des Gaststättengesetzes  

Über den Rahmen des AGG hinaus wäre es wichtig, einen dezidierten 

Diskriminierungsschutz auch in andere Gesetze einzufügen.  

Für viele Menschen mit Migrationshintergrund sind Abweisungen an der Diskotür 

Realität. Das Büro zur Umsetzung von Gleichbehandlung (BUG) hat seit 2010 mehrere 

Klagen von rassistisch motivierter Abweisung bei Clubs unter anderem auch in 

Niedersachsen unterstützt.  

Um diese Praxis nachhaltig zu bearbeiten, trat das 

BUG in Niedersachsen in Kontakt mit relevanten 

politischen Akteuren. Das BUG regte eine 

entsprechende Ergänzung der Gaststättenverordnung 

an, um den Diskriminierungsschutz nicht nur im 

Zivilrecht, sondern auch im Verwaltungsrecht zu 

ermöglichen. Somit müssen Betroffene nicht 

notwendigerweise selbst eine Klage führen, sondern 

können rassistisch motivierte Abweisungen an der 

Diskotür auch durch die Ordnungsämter sanktioniert 

werden.  

In der Folge wurden die Vorschläge des BUG von 

politischer Seite aufgegriffen.  Niedersachsen und 

http://www.bug-ev.org/aktivitaeten/klagen/diskriminierung-bei-freizeiteinrichtungen.html
http://www.bug-ev.org/aktivitaeten/klagen/diskriminierung-bei-freizeiteinrichtungen.html
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Bremen haben Ende 2015, als bislang einzige Bundesländer,  Änderungen an den 

Gaststättengesetzen vorgenommen. Bei Diskriminierungsfällen können die 

Ordnungsämter nun ein Bußgeld verhängen. Bei mehrfachen Verstößen kann Club- oder 

Gaststättenbetreiber_innen ihre Gewerbeerlaubnis entzogen werden. 

 
1.4.1 Niedersachsen 
 

In Hannover waren seit 2013 vermehrt Fälle von ethnischer Diskriminierung beim 

Zugang zu Clubs vor Gericht verhandelt worden. Im Zuge der Begleitung von Fällen hat 

das BUG eine Veränderung der Gaststättengesetze angeregt, sodass auch die Behörden 

im Falle einer Diskriminierung aktiv werden können und nicht nur die von 

Diskriminierung Betroffenen.  

Der niedersächsische Landtag verabschiedete dann am 19. Dezember 2015 eine 

Ergänzung der Gaststättenverordnung die es ermöglicht, Diskriminierungen beim Zugang 

zu Diskotheken durch das Ordnungsamt sanktionieren zu können. Wenn Personen wegen 

ihrer ethnischen Herkunft oder Religion abgewiesen werden, sieht das Gesetz vor, gegen 

die Betreiber_innen ein Bußgeld von bis zu 10 000 € und bei wiederholten Verstößen 

auch ein Gewerbeverbot verhängen zu können. Somit wird erstmals der 

Gleichbehandlungsgrundsatz aus dem Zivilrecht auf das Öffentliche Recht übertragen. 

Betroffene müssen nun nicht mehr zwangsläufig aktiv werden, sondern das Ordnungsamt 

hat das Mandat die Sanktionen auszusprechen. 

 
1.4.2 Bremen 
 

Im Dezember 2015 verabschiedete die Bremische Bürgerschaft als erstes Bundesland 

eine Änderung des Bremischen Landesgaststättengesetzes sodass Diskriminierungen an 

der Diskotür aufgrund der (zugeschriebenen) ethnischen Herkunft, einer Behinderung, 

der sexuellen oder geschlechtlichen Identität und wegen der Religion oder 

Weltanschauung künftig mit Bußgeldern von bis zu 5 000 € geahndet werden können. Es 

ist auch strafbar, wenn eine Person aus diesen Gründen während des Aufenthalts in einem 

Gaststättengewerbe benachteiligt wird. 

 
2. Fälle vor Gericht 
 

Es besteht die Möglichkeit der Klageerhebung gegen Diskotheken, sollte man eine 

Diskriminierung erlebt haben.  

 

Wenn das Gericht eine Diskriminierung an der Diskotür feststellt, kann es den Club dazu 

verpflichten, Betroffenen eine Entschädigung zu zahlen. Außerdem kann das Gericht die 

Diskothek dazu auffordern, die Diskriminierung zu unterlassen und der betroffenen 

Person beim nächsten Besuch den Zutritt zu gewähren (vorausgesetzt die Person verhält 

sich der Hausordnung entsprechend). Andernfalls kann ein Ordnungsgeld verhängt 

werden. 

 

http://www.bug-ev.org/fileadmin/user_upload/Niedersachsen_Gastst%C3%A4ttengesetz.pdf
https://bremen.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BrGastG
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Seit 2010 wurden unter anderem in Tübingen, Hannover, Leipzig und München Klagen 

im Rahmen des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) wegen ethnisch 

motivierter Abweisungen erhoben.  

 

Im Weiteren erhalten Sie Informationen über Klagen, die das BUG begleitet hat, als auch 

über andere Klagen zu diesem Thema. 

 
2.1 Durch das BUG begleitete Klagen  

 

Das BUG unterstützte mehrere junge Männer, die wegen einer ethnischen Zuschreibung 

beim Zugang zu Clubs diskriminiert wurden. Dies war der Fall von David G. 2010 in 

Tübingen und von Murat F. 2013 in Hannover. 

 
2.1.1 Klage in Tübingen  

 

Am 6. November 2010 hatte der Jugendliche David G. in Reutlingen gemeinsam mit 

einem Bekannten eine Disko besuchen wollen. Sie wurden beide abgewiesen. David G. 

hatte sich entschieden, eine Klage beim Landgericht Tübingen einzureichen. Hierbei 

erhielt er Unterstützung durch das BUG. Der Verein trat dabei als Beistand vor Gericht 

auf.   

 

Durch das Urteil wurde geklärt, dass eine Diskriminierung aufgrund der Hautfarbe des 

Klägers vorlag. Das Urteil besagt, dass David G. diskriminiert wurde und die Diskothek 

ihn zukünftig – sofern die Hausordnung gewahrt wird – einlassen muss. Eine 

Entschädigung wurde jedoch in diesem Falle nicht zugesprochen.  

 

Im zweitinstanzlichen Urteil hat im Dezember 2011 das Oberlandesgerichtes Stuttgart die 

Diskriminierung bestätigt und David G. eine Entschädigung von 900 € zugestanden.   

 
2.1.2 Klage in Hannover 

Das BUG unterstützte die Klage von Murat F., der wegen seines vermuteten 

Migrationshintergrundes bei einer Diskothek in Hannover in 2012 abgewiesen wurde. Er 

wurde vom Türsteher mit der Begründung abgelehnt, der Betreiber habe die Anweisung 

gegeben, keine türkischen oder arabischen Gäste einzulassen. 

Am 14.08.2013 verkündete das Amtsgericht Hannover das Urteil zur Klage von Murat 

F. Die beklagte Diskothek musste dem Kläger eine Entschädigung von 1 000 € zahlen 

und zukünftig eine unbegründete Abweisung unterlassen. Sollte dies nicht geschehen, 

könnte ein Ordnungsgeld von bis zu 250 000 € verhängt werden. 
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2.2 Weitere Klagen  
 

Im Folgenden stellen wir Ihnen einige beispielhafte Urteile zum Thema Diskriminierung 

an der Diskotür vor.  

 

So können Sie mehr zum Urteil des Amtsgerichtes Oldenburg, in welchem dem Kläger 

aufgrund einer ethnischen Diskriminierung eine Entschädigung in Höhe von 500 € 

zugesprochen wurde, lesen. Außerdem stehen Informationen zu einem Urteil des 

Amtsgericht Bremen bereit, in welchem das Gericht dem Kläger ein Schmerzensgeld in 

Höhe von 300 € zusprach, weil ihm der Zutritt zu einer Diskothek verweigert wurde. 

 

Zur Klage eines Studenten vor dem Amtsgericht Sachsen, der sich beim Zugang zu einer 

Diskothek diskriminiert fühlte, finden Sie außerdem Material. Zu zwei beim Amtsgericht 

München vorgelegten Klagen wegen einer ethnischen Diskriminierung bei einem Club, 

finden Sie hier zudem weitere Informationen. 

 
2.2.1 Klage in Oldenburg 
 

Der Kläger wollte am 10.02.2007 gemeinsam mit drei Bekannten die Diskothek des 

Beklagten in Oldenburg besuchen. Der Türsteher der Diskothek verwehrte dem Kläger 

den Einlass. Der Türsteher hatte gesagt, dass er die Anweisung von seinem Chef 

bekommen habe, keine Ausländer einzulassen. Der Kläger suchte eine 

Beratungseinrichtung auf, die ein Treffen zwischen ihm und dem Betreiber der Diskothek 

organisierte. Der Betreiber sicherte dem Kläger bei diesem Treffen zu, dass sich das 

beschriebene Ereignis nicht wiederholen würde. Am nächsten Abend wollte der 

Betroffene sehen, ob die Zusage umgesetzt würde. Er wurde jedoch abermals 

abgewiesen.   

 

Das Amtsgericht Oldenburg hatte im Grundsatz einen Verstoß gegen das AGG 

anerkannt, jedoch die Entschädigung für den Kläger mit der Begründung gemindert, dass 

der Kläger im Rahmen eines „Testing-Verfahrens“ den Einlass begehrte, also nachweisen 

wollte, dass in der Diskothek rassistisch gehandelt wurde und vorhersehen konnte, was 

geschehen würde. „Die bewusste und billigend in Kauf genommene Herbeiführung der 

Benachteiligung“ führe zu einer Halbierung des Schadensersatzanspruchs.  

 

Wäre der Kläger nicht als Testperson sondern als ‚normaler Gast‘ in die Diskothek 

gegangen, hätte die Diskriminierung den Kläger nach Ansicht des Gerichts schwerer 

getroffen.    

 

Letztendlich entschied das Gericht, dass der Beklagte dem Kläger eine Entschädigung in 

Höhe von 500 € zahlen muss. 
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„Dieses Urteil hat 

Signalwirkung über den 

einzelnen Fall hinaus. Clubs 

und Diskotheken können sich 

nicht einfach auf ihr Hausrecht 

berufen, wegsehen oder hilflos 

die Arme heben. Vielmehr 

müssen sie sich fragen, wie 

genau sie 

Diskriminerungsfreiheit am 

Einlass sicherstellen können.“  

 

-  Pressemitteilung des 

Antidiskriminierungsbüros 

Sachsen 

 

2.2.2 Klage in Bremen  

 

Am 20.12.2009 ging der Kläger mit drei weiteren Personen zu der beklagten Diskothek. 

Während einer Begleitperson der Zutritt gewährt wurde, wurde der Kläger direkt 

abgewiesen.  Er war der Meinung, dies sei aufgrund seiner Hautfarbe geschehen.  

 

Die Beklagte behauptete, der Kläger sei nicht wegen seiner Hautfarbe abgewiesen 

worden, sondern weil die Bekleidung des Klägers für diesen Abend nicht den 

Voraussetzungen für den Zutritt zur Edeldiskothek entsprochen habe. Der Kläger sei im 

sogenannten Hip-Hop-Style erschienen, was in punkto Kleidung eben nicht der 

Zielgruppe der Diskothek entspreche. 

Die Zeugen haben jedoch übereinstimmend bekundet, dass der Kläger schick gekleidet 

war und nicht etwa - wie von der Beklagten behauptet - im Hip-Hop-Style. Das Gericht 

gelangte zu der Überzeugung, dem Kläger sei nicht allein aufgrund seiner Kleidung der 

Zutritt verwehrt worden, sondern aufgrund seiner Hautfarbe. 

 

Im Urteil  verhängte das Amtsgericht ein Schmerzensgeld in Höhe von 300 €. 

 
2.2.3 Klage in Leipzig 
 

Ein Student hatte eine Klage gegen einen Club in 

Leipzig eingereicht, nachdem ihm im Oktober 2011 

dort der Eintritt verweigert wurde. Der Kläger 

vermutete eine rassistische Diskriminierung, da vor 

und nach ihm vermeintlich mehrheitsdeutsch 

aussehende Gäste eingelassen wurden. Er selbst 

erhielt auf Nachfrage beim Türsteher jedoch keine 

Begründung für seine Abweisung. Nachdem der 

Club in den folgenden Wochen nicht auf seine 

Beschwerde reagierte, entschloss er sich,  eine 

Klage einzureichen.  

 

Das Gericht nahm ebenfalls an, dass der Kläger 

aufgrund seiner ethnischen Herkunft diskriminiert 

wurde. Daher sprach das Gericht ihm eine 

Entschädigung in Höhe von 500 € zu und verbot es 

der Diskothek, dem Kläger in Zukunft den Eintritt zu verwehren.   

 
2.2.4 Klagen in München 
 

In München gab es mehrere Klagen wegen Diskriminierung beim Zugang zu 

Diskotheken. Nicht alle Klagen kamen zum gleichen Ergebnis. 

Im Folgenden finden Sie Informationen zu einem Urteil des AG München, in welchem 

dem Kläger Schadensersatz zugesprochen wurde. Außerdem können Sie Informationen 

zu einem Urteil des AG München finden, in dem die Diskriminierungsklage abgewiesen 

wurde. 
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Diskriminierung an der 

Diskotür ist für viele Studenten 

mit Migrationshintergrund 

etwas Alltägliches: 

 

„Irgendwann erzählte ein 

Türsteher mit 

Migrationshintergrund mir, sein 

Chef habe angeordnet, nicht zu 

viele "Schwarzköpfe“ 

reinzulassen. Das würde den 

Ruf des Clubs schädigen.“, 

erzählt Illay in einer Sammlung 

von Erfahrungsberichten 

diskriminierter Studenten 

 

Klage in München vom 17.12.2015 
 

Bei einer Klage vor dem Amtsgericht München 

am 17.12.2014 verlangte ein Mann, der aus 

Burkina Faso stammt, von einer Münchener 

Diskothek, dass sie es zu unterlassen habe, ihm 

aufgrund seiner Hautfarbe den Einlass in die 

Diskothek zu verweigern. 

  

Der Kläger hatte gemeinsam mit Mitgliedern des 

Münchener Ausländerbeirats im Rahmen eines 

sogenannten „Testing-Verfahrens“ an diesem 

Abend versucht, Zutritt zu verschiedenen Clubs in 

München zu erhalten, um rassistische 

Einlasspraxen der Diskotheken zu dokumentieren. 

Dabei versuchte der Kläger in insgesamt 25 Clubs  

eingelassen zu werden. Ihm wurde jedoch nur 

fünfmal der Zutritt gewährt. 

 

Das Gericht kam zu dem Entschluss, dass ihm der Zutritt zur dieser einen spezifischen 

Diskothek aufgrund seiner ethnischen Herkunft verweigert wurde. Es verurteilte diese 

dazu, dem Kläger 500 € Schmerzensgeld  als Entschädigung zu zahlen und seine 

Anwaltskosten zu übernehmen. 

 

Zuvor wurde eine Klage des Klägers wegen Diskriminierung vom Amtsgericht München 

abgewiesen. Im Folgenden finden Sie mehr zu diesem Fall.   

 
 

2.2.5 Klage in München am 23. 07. 2015 

 

Im Urteil vom 23.07.2014 versuchte der Kläger zu Testingzwecken gemeinsam mit 

Freunden eine Diskothek in der Münchener Innenstadt zu besuchen. Der Besuch sollte 

dazu dienen herauszufinden, ob die Diskothek diskriminierende Einlasskontrollen 

praktizierte. Bei einem solchen Vorgehen spricht man von einem ‚Testing‘.  

 

Der Kläger und sein Bekannter sind dunkelhäutig und wurden von den Türstehern mit der 

Begründung abgewiesen, es gäbe nur Zutritt für Studenten. Als kurz darauf zwei 

türkischstämmige Bekannte des Beklagten den Zutritt zur Diskothek ersuchten, wurden 

diese ebenso mit derselben Begründung abgewiesen. Im Gegensatz dazu wurde zwei 

weiteren Bekannten des Klägers mit heller Haut problemlos der  Zutritt gewährt. 

 

Das Amtsgericht München wies die Klage mit der Begründung ab, der Kläger könne 

nicht genügend Beweise für eine Diskriminierung darlegen. Das Amtsgericht bestritt 

nicht die Möglichkeit einer Diskriminierung, befand jedoch auch andere Gründe für die 

Einlassverweigerung für möglich. Beispielhaft nannte das Gericht Kleidung, Stimmung 

und Auftreten des Klägers als vorstellbare Gründe, welche sich nicht auf die Hautfarbe 
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des Klägers bezögen. Hier fehlte dem Gericht der Nachweis dafür, dass keines der 

anderen erwähnten Möglichkeiten zur Einlassverweigerung führte. Das Gericht legte 

weiterhin dar, dass es sich nicht um eine Sachentscheidung handele, sondern um 

Gesetzeskonformität. 

 
3 Weiterführendes Material 
 

Das BUG hat umfangreiche Materialien zum Thema „Diskriminierung an der Diskotür“ 

zusammengestellt, welche Hinweise für von Diskriminierung Betroffene und 

Zeugen_innen beinhalten. 

 

 

 

 

 

Infomaterial 

Infopostkarte des BUG zu Diskriminierung an der Diskotür 

Broschüre des BUG zu Diskriminierung an der Diskotür 

Broschüre des BUG zu Diskriminierung an der Diskotür auf Arabisch (لوح انتاروشنم  ' 

غط  ض لومات ا ع م د من ال لمزي ية. ل عرب غة ال ل ال ر الان ب توف ية ' م ل ي ل نوادي ال ي ال يز ف ي تم ال

نا)  ه

Plakat des BUG zu Diskriminierung an der Diskotür 

Flyer des BUG zu Diskriminierung an der Diskotür 

Gedrucktes Material kann bei Bedarf beim BUG bestellt werden. 

 
Gerichtsurteile 
 

Urteil des LG Tübingen v. 29.07.2011 

 

Urteil des AG Bremen v. 20.12.2009 

 

Urteil des OLG Stuttgart v. 12.12.2011 

 

Urteil des AG Hannover v. 14.08.2013 

 

Urteil des AG Oldenburg v. 10.02.2007 

 
Studien und Artikel 
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Expertise im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes: „ Die Anwendbarkeit 

von Testing-Verfahren im Rahmen der Beweislast, § 22 Allgemeines 

Gleichbehandlungsgesetz“ 

 
Presse 
 
Folgende Artikel wurden in der Presse veröffentlicht: 

Pressestelle der Niedersächsischen Landesregierung zur Änderung des 

Gaststättengesetzes 

 

Migazin- Fachzeitschrift für Migration in Deutschland „Rassistische Einlasskontrollen an 

Diskotüren“ 

 

Süddeutsche Zeitung „Niedersachsen geht gegen Rassismus an der Diskotür vor“ 

 

Die Welt „Diskriminierung an der Diskotür soll härter bestraft werden“ 

 

Neue Presse „ Stadt geht gegen Diskriminierung an der Diskotüren vor“  (Hannover) 

 

Taz „Diskriminierung an der Diskotür“  

 

Unispiegel „Urteil zu Discotür-Diskriminierung: Club muss Student mit 1000 Euro 

entschädigen“ 

 

Frankfurter Rundschau: „Diskriminierung an der Diskotür“ (Darmstadt) 

 

Süddeutsche Zeitung: „Zu wenig Fakten für eine Diskriminierung“ (München)   

 

Legal Tribune Online „Abgewiesener Gast bekommt Schadensersatz und 

Einlassgarantie“  

 

Pressemitteilung des Antidiskriminierungsbüros Leipzig zum Urteil des LG Sachsen 

 

Pressemeldung des BUG zum Urteil des AG Hannover 

 

 


